
Darauf hinzuweisen ist, daß eine Ausgleichung über­
haupt nur in Betracht kommt, wenn auch den Tierhal­
ter die Gefährdungshaftung nach § 833 Satz 1 BGB oder 
die Verschuldenshaftung mit vermutetem Verschulden 
na cli § 833 Satz 2 trifft_Für sie ist also mangels gesetz­
licher Haftpflicht des Tierhalters kein Raum, wenn die­
ser den Nachweis führt, daß der Schaden durch ein 
Haustier verursacht worden ist, das dem Beruf, der 
Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tierhalters 
zu dienen bestimmt ist, und entweder der Tierhalter 
bei der Beaufsichtigung des Tieres die im Verkehr er­
forderliche Sorgfalt beobachtet hat oder der Schaden 
auch bei Anwendung dieser Sorgfalt entstanden sein 
würde.

Verursachung des Schadens durch Kraftfahrzeug und 
Fußgänger, Radfahrer oder Benutzer eines Kleinkraft­
rades

Im folgenden wird nur vom Fußgänger gesprochen, da 
bei Beteiligung eines Radfahrers oder des Benutzers 
eines Kleinkraftrades am Unfall die Rechtslage die 
gleiche ist. Letztere fallen nicht unter das KFG (§ 27). 
Kleinkrafträder sind nach § 84 StVZO Motorräder, Mo­
torroller und Mopeds mit einem Hubraum bis zu 
50 cm3 und einer Höchstgeschwindigkeit bis 60 km/h 
sowie Fahrräder mit Hilfsmotoren.

Ausgleichspflicht bei Schädigung eines Dritten

Dieser Fall wird von § 17 KFG nicht erfaßt. Hier sind 
zunächst die allgemeinen Vorschriften über die gesamt­
schuldnerische Haftung und die Ausgleichspflicht unter 
den Gesamtschuldnern zu beachten (§§ 830, 840, 421, 
426 BGB). Ist der Schaden durch das Zusammenwir­
ken eines Kraftfahrzeugs und eines Fußgängers einem 
Dritten zugefügt worden, so haftet der Fußgänger ge­
samtschuldnerisch mit dem Kraftfahrzeughalter nur 
dann, wenn ihn ein Verschulden trifft (§ 823 BGB), 
während für die gesamtschulderische Haftung des Fahr­
zeughalters das Vorliegen der Voraussetzungen des § 7 
KFG genügt. Nach § 426 Abs. 1 Satz 1 BGB sind die 
Gesamtschuldner im Verhältnis zueinander zu gleichen 
Anteilen verpflichtet, soweit nichts anderes bestimmt 
ist. Eine ausdrückliche anderweite gesetzliche Rege­
lung, wie im Falle der Verursachung des Schadens 
durch mehrere Kraftfahrzeuge (§17 KFG), gibt es hier 
nicht.
Eine Ausgleichung zu gleichen Teilen (Kopfteilen) 
würde jedoch den besonderen Umständen, unter denen 
mehrere aus außervertraglicher materieller Verantwort­
lichkeit gesamtschuldnerisch zum" Schadenersatz ver­
pflichtet sind, meist nicht gerecht werden. Deshalb ist 
die für das Verhältnis des Geschädigten zum Ersatz­
pflichtigen maßgebende Regelung des § 254 BGB ent­
sprechend anzuwenden, und zwar auch dann, wenn 
die mehreren Gesamtschuldner aus verschiedenen Grün­
den haften, z. B. der eine aus dem Gesichtspunkt der 
Gefährdung und der andere aus Verschulden. Im Er­
gebnis richtet sich danach die Ausgleichung, soweit den 
Fußgänger am Unfall ein Verschulden trifft und er 
deshalb überhaupt zur Ausgleichung herangezogen wer­
den kann, nach den gleichen Gesichtspunkten, wie sie 
im Abschnitt über die Ausgleichspflicht mehrerer Kraft­
fahrzeughalter bei Schädigung eines Dritten dargelegt 
worden sind, da der Inhalt des § 254 BGB und des 
§ 17 KFG, wenn vom Erfordernis des Verschuldens bei 
§ 254 BGB abgesehen wird, identisch ist. 
Ausgleichungskriterien sind danach auch hier die ge­
samten Umstände des konkreten Falles, insbesondere 
inwieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder 
von dem anderen Teil verursacht worden ist. Dabei 
wird allerdings, wenn hinsichtlich der Beteiligung des

Kraftfahrzeugs an der Verursachung des Unfalls und 
des Schadens schuldhaftes Handeln des Fahrzeughalters 
oder ein zu seinen Lasten gehendes Verschulden des 
Fahrzeugführers zur Betriebsgefahr hinzukommt, die 
Beteiligung des Fahrzeughalters bei der zwischen ihm 
und dem Fußgänger vorzunehmenden Ausgleichung in 
der Regel höher zu bemessen sein, sofern nicht einer 
verhältnismäßig geringen mitwirkehden Betriebsgefahr 
und einem ebenfalls nicht erheblichen Verschulden ein 
grobes Verschulden des Fußgängers gegenübersteht.

Trifft den Fahrzeughalter nur die Betriebsgefahr, dann 
besteht auch hier nur gesamtschuldnerische Haftung im 
Rahmen der Ansprüche nach dem KFG. Für weiterge­
hende, sich aus den §§ 823 ff. BGB ergebende An­
sprüche haftet der Fußgänger allein. Sie können deshalb 
auch bei der Ausgleichung nicht berücksichtigt werden. 
Das kann zu gesellschaftlich unbefriedigenden Ergeb­
nissen führen, insbesondere in den Fällen, in denen 
einer beim Unfall mitwirkenden erheblichen Betriebs­
gefahr nur ein geringes Verschulden des Fußgängers 
gegenübersteht und der Unfall schwere Personen- und 
Sachschäden zur Folge gehabt hat, die nur zu einem 
verhältnismäßig geringen Teil durch die Ansprüche 
nach dem KFG abgedeckt werden. Auch die Tatsache, 
daß bei Abwägung aller die Unfallursachen beeinflus­
senden Umstände der Anteil des Fußgängers nur mit 
einem Drittel oder einem Viertel zu bemessen wäre, 
könnte, nichts daran ändern, daß er u. U. den größten 
Teil des Schadens zu tragen hätte.
Dieses nach dem geltenden Recht nicht vermeidbare 
Ergebnis spricht ebenfalls dafür, mit der künftigen 
gesetzlichen Regelung die Haftungsbeschränkungen des 
Kraftfahrzeughalters wenn nicht zu beseitigen, so doch 
zumindest weitestgehend aufzuheben.

Ersatzpflicht von Kraftfahrzeughalter und Fußgänger 
für den ihnen entstandenen Schaden

Nicht um eine Ausgleichung, sondern um eine Betei­
ligung an dem ihm zugefügten Schaden handelt es sich, 
wenn nur der Fußgänger Schaden erlitten hat und die­
ser von ihm schuldhaft mitverursacht worden ist (§§ 9 
KFG, 254 BGB).
Hat nur der Fahrzeughalter durch schuldhaftes Han­
deln eines Fußgängers Schaden erlitten und beim Un­
fall lediglich die Betriebsgefahr und nicht schuldhaftes 
Verhalten des Fahrzeughalters oder zu seinen Lasten 
gehendes Verschulden des Fahrzeugführers mitgewirkt, 
so ist die Berücksichtigung der Betriebsgefahr hinsicht­
lich einer Beteiligung des' Fahrzeughalters am eigenen 
Schaden mangels einer ausdrücklichen gesetzlichen Vor­
schrift problematisch. § 17 KFG, der die Beteiligung 
wegen bloßer Mitverursachung (Betriebsgefahr) regelt, 
kommt hier, wie bereits ausgeführt, nicht zur Anwen­
dung. § 254 BGB erfaßt nur mitwirkendes V e r ­
s c h u l d e n  des Geschädigten. Die Außerachtlassung 
der mitwirkenden Betriebsgefahr mit dem Ergebnis, 
daß der Fußgänger den Schaden allein zu tragen hat, 
ist jedoch gesellschaftlich nicht gerechtfertigt. Zu einem 
unbefriedigenden Ergebnis würde dies vor allem dann 
führen, wenn zu einer an sich schon für den Unfall 
ursächlichen großen Betriebsgefahr noch gefahrerhö­
hende Umstände hinzutreten, während den Fußgänger 
nur ein geringes Verschulden trifft. Hier ist jedoch im 
Wege zulässiger entsprechender Anwendung des § 254 
BGB auch auf die Fälle einer den geschädigten Fahr­
zeughalter treffenden lediglich mitwirkenden Betriebs­
gefahr ein unseren sozialistischen Anschauungen Rech­
nung tragendes Ergebnis herbeizuführen.

Allerdings wird die mitwirkende Betriebsgefahr grund­
sätzlich dann keine Beachtung finden können, wenn


